Be, 


Gefeh- Sammlung 


für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


ee N. Ts. ee 


(Fr. 8182.) Geſetz über die Beurkundung des Perfonenftandes und die Form der Ehe— 
ſchließung. Vom 9. März 1874. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages, für den Umfang der 
Monarchie, mit Ausnahme des Bezirks des Appellationsgerichtshofes zu Cöln 
und des Gebiets der ehemaligen freien Stadt Frankfurt a. M., was folgt: 


Erſter Abſchnitt. 


Allgemeine Beſtimmungen. 


§. 1. 


Die Beurkundung der Geburten, Heirathen und Sterbefälle erfolgt aus- 
ſchließlich durch die vom Staate beſtellten Standesbeamten mittelſt Eintragung 
in die dazu beſtimmten Regiſter. 


§. 2. 


In den Stadtgemeinden ſind die Geſchäfte des Standesbeamten von dem 
Bürgermeiſter wahrzunehmen. Der Bürgermeiſter iſt jedoch befugt, dieſe Ge— 


ſchäfte widerruflich einem Beigeordneten oder einem ſonſtigen Mitgliede des Ge— 


meindevorſtandes zu übertragen. 

Auch können die Gemeindebehörden die Anſtellung eines beſonderen Standes— 
beamten beſchließen. Derſelbe wird in dieſem Falle auf den Vorſchlag des Ge— 
meindevorſtandes von dem Oberpräſidenten ernannt. 

Für jeden mit Wahrnehmung der Geſchäfte des Standesbeamten Beauf⸗ 
tragten iſt in gleicher Weiſe wenigſtens ein Stellvertreter zu beftellen. 
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Auf Beſchluß des Gemeindevorſtandes nach Eng der Gemeindever⸗ 
tretung können größere Stadtgemeinden mit Genehmigung des Oberpräſidenten 
in mehrere Standesamtsbezirke getheilt werden. 


§. 3. 


In den Landgemeinden erfolgt die Abgrenzung der Standesamtsbezirke 
und die Beſtellung der Standesbeamten auf Vorſchlag des Kreisausſchuſſes 
(§. 130. ꝛc. der Kreisordnung vom 13. Dezember 1872.), und wo ein Kreis⸗ 
ausſchuß nicht beſteht, nach Anhörung der Gemeindebehörden durch den Ober- 
präſidenten. 

Die Abgrenzung der Standesamtsbezirke erfolgt dergeſtalt, daß ſie einen 
oder mehrere Gemeindebezirke umfaſſen; größere Gemeinden können in mehrere 
Bezirke getheilt werden. 

Unter Zuſtimmung der betreffenden Stadtgemeinde kann eine Land⸗ 
Ren oder ein Theil derfelben einem ſtädtiſchen Standesamtsbezirke zugetheilt 
werden. 

Die Beſtellung der Standesbeamten erfolgt in allen Fällen auf Widerruf. 
Für jeden Standesbeamten werden ein oder mehrere Stellvertreter beſtellt. 

Jeder Gemeindebeamte, insbeſondere jeder Gemeindevorſteher (Bürger⸗ 
meiſter ac.) iſt verpflichtet, für denjenigen Bezirk, zu welchem der Bezirk feines 

auptamtes gehört, das Amt eines Standesbeamten oder Stellvertreters zu 
übernehmen. Dieſelbe Verpflichtung haben die beſoldeten Vorſteher der aus 
mehreren Gemeinden eines Kreiſes zuſammengeſetzten Verwaltungsbezirke (kom: 
miſſariſche Amtsvorſteher, Amtmänner, Hardesvoigte, Kirchſpielvoigte ꝛc.), mit 
Ausnahme jedoch der Amtshauptleute in der Provinz Hannover und der Amt⸗ 
männer im Regierungsbezirk Wiesbaden. 


§. 4. 


In Stadt und Landgemeinden erlifeht für Gemeinde und Bezirksbeamte 
die Beſtallung zum Standesbeamten zugleich mit dem Verluſte des Gemeinde⸗ 
amtes. Auf Vorſchlag des Kreisausſchuſſes oder, wo ein ſolcher nicht beſteht, 
nach Anhörung der Gemeindebehörden darf im Falle eines beſonderen Bee 
dürfniſſes das Amt eines Standesbeamten vom Oberpräſidenten ſtatt der in 
§§. 2. und 3. genannten Gemeinde- und Bezirksbeamten auch anderen Perſonen, 
5105 nur mit deren Einwilligung, Geiſtlichen aber überhaupt nicht, übertragen 
werden. 


§. 5. 


Gemeinde- und Bezirksbeamte find berechtigt, für Wahrnehmung der Ge 
ſchäfte des Standesbeamten von den zu dem Bezirke ihres Hauptamtes nicht ge⸗ 
hörigen Gemeinden eine in allen Fällen als Pauſchquantum feſtzuſetzende Ent⸗ 


Die 


ſchädigung zu beanſpruchen. i 


8 

Die Feſtſetzung erfolgt in den Stadtgemeinden durch die Gemeindevertre- 
tung, für die Landgemeinden durch den Kreisausſchuß und, wo ein ſolcher nicht 
beſteht, durch die Bezirksregierung (Landdroſtei). 

Beſchwerden über die Feſtſetzung unterliegen der Entſcheidung des Ver⸗ 
waltungsgerichts, beziehungsweiſe bis zur Einrichtung eines ſolchen, des Ober— 
präſidenten. Dieſe Entſcheidung iſt endgültig. 

Beſtellt in den Stadt⸗ oder Landgemeinden der Oberpräſident andere Per⸗ 
ſonen, als die in $$.2. und 3. genannten Gemeinde- und Bezirksbeamten, fo 
fällt die etwa zu gewährende Entſchädigung der Staatskaſſe zur Laſt. 

Die ſächlichen Koſten werden in allen Fällen von den Gemeinden getragen; 
die Regiſter und Formulare zu allen Regiſterauszügen werden jedoch den Ge- 
meinden vom Staate koſtenfrei geliefert. f 

Die den Standesbeamten zu gewährende Entſchädigung, beziehungsweiſe 
der Betrag der ſächlichen Koſten, ſind auf die einzelnen betheiligten Gemeinden 
nach dem Maßſtabe der Seelenzahl zu vertheilen. 


§. 6. 


Den Gemeinden und Gemeindevorſtehern werden rückſichtlich der Beſtim⸗ 
ee 1 16 Geſetzes die ſelbſtſtändigen Gutsbezirke und die Gutsvorſteher 
gleich geachtet. 8 i 

Als Stadtgemeinden im Sinne dieſes Geſetzes ſind im ehemaligen Hude, 
thum Naſſau, in den ehemals Großherzoglich und Landgräflich Heſſiſchen Landes⸗ 
theilen, ſowie im ehemaligen Fürſtenthum Hohenzollern Sigmaringen bis zur 
erfolgten anderweiten Regelung der Gemeindeverfaſſung alle Gemeinden mit 
1500 und mehr Einwohnern zu betrachten. 


9.5 


Die Aufſicht über die Amtsführung der Standesbeamten wird in den 
Landgemeinden des Geltungsbereichs der Kreisordnung vom 13. Dezember 
ne ann Kreisausſchuß und in höherer Inſtanz von dem Verwaltungs⸗ 
ericht geübt. N 
: Außerhalb des Geltungsbereichs der Kreisordnung, ſowie in den Stadt: 
emeinden treten an die Stelle des Kreisausſchuſſes und Verwaltungsgerichts die 
für die Aufſicht in Gemeindeangelegenheiten zuſtändigen Behörden. 

Lehnt der Standesbeamte die Vornahme einer Amtshandlung ab, ſo kann 
er dazu auf Antrag der Betheiligten durch das Gericht angewieſen werden. 
Zuſtändig iſt das Kollegialgericht erſter Inſtanz, in der Provinz Hannover 
PR „ des Obergerichts, in deſſen Bezirk der Standesbeamte ſeinen 

mtsſitz hat. 

Das Verfahren und die Beſchwerdeführung gegen die Verfüg ung des Ge⸗ 
richts regelt ſich nach den Vorſchriften, welche in Sachen der freiwilligen Gerichts- 
barkeit gelten. 
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$. 8. 
Von jedem Standesbeamten find drei Standesregiſter unter der Bezeichnung 
Geburtsregiſter, 
Heirathsregifter, 
Sterberegiſter 
zu führen. 
89. 


Die Eintragungen in die Standesregifter erfolgen unter fortlaufenden 
Nummern und ohne Abkürzungen. Unvermeidliche Zwiſchenräume find durch 
Striche auszufüllen, die weſentlichen Zahlenangaben mit Buchſtaben zu ſchreiben. 

5 tae auf mündliche Anzeige oder Erklärung erfolgenden Eintragungen follen 
enthalten: 


1) den Ort und Tag der Eintragungen; 
2) die Aufführung der Erſchienenen; 


3) den Vermerk des Standesbeamten, daß und auf welche Weiſe er ſich die 
Ueberzeugung von der Identität der Erſchienenen verſchafft hat; 


4) den Vermerk, daß die Eintragung den Erſchienenen vorgeleſen und von 
denſelben genehmigt ift; ö 


5) die Unterſchrift der Erſchienenen und falls ſie ſchreibensunkundig oder zu 
ſchreiben verhindert ſind, ihr Handzeichen oder die Angabe des Grundes, 
aus welchem fie dieſes nicht beifügen konnten; 


6) die Unterſchrift des Standesbeamten. 


Die auf ſchriftliche Anzeige erfolgenden Eintragungen find unter Angabe 
von Ort und Tag der Eintragung zu bewirken und durch die Unterſchrift des 
Standesbeamten zu vollziehen. 

Zuſätze, Löſchungen oder Abänderungen ſind am Rande zu vermerken und, 
gleich der Eintragung ſelbſt, beſonders zu vollziehen. 


§. 10. 


Von jeder Eintragung in das Regiſter ift von dem Standesbeamten an 
demſelben Tage eine von ihm zu beglaubigende Abſchrift in ein Nebenregiſter 
einzutragen. 

f Nach Ablauf des Kalenderjahres hat der Standesbeamte jedes Regiſter 
unter Vermerkung der Zahl der darin enthaltenen Eintragungen im Haupt und 
Nebenregiſter abzuſchließen und das Nebenregiſter der Auffichtsbehörde einzu 
reichen; die letztere hat daſſelbe nach erfolgter Prüfung dem Gericht zur Auf: 
bewahrung zuzuſtellen. 

Ein⸗ 


— 9 — 


Eintragungen, welche nach Einreichung des Nebenregiſters in dem Haupt⸗ 
regiſter gemacht werden, find gleichzeitig der Aufſichtsbehörde in beglaubigter Ab⸗ 
ſchrift mitzutheilen. Die letztere hat zu veranlaſſen, daß dieſe Eintragungen dem 
Nebenregiſter beigeſchrieben werden. 


§. 11. 


Die ordnungsmäßig geführten Standesregiſter ($$. 8—10.) beweiſen die- 
jenigen Thatſachen, zu deren Beurkundung ſie beſtimmt und welche in ihnen 
eingetragen ſind, bis der Nachweis der Fälſchung oder der Unrichtigkeit der 
Anzeigen f. Feſtſtellungen, auf Grund deren die Eintragung ſtattgefunden hat, 
erbracht iſt. 

Dieſelbe Beweiskraft haben die Auszüge, welche als gleichlautend mit dem 
Haupt: oder Nebenregiſter betätigt und mit der Unterſchrift und dem Dienſt— 
ſiegel des Standesbeamten oder des zuſtändigen Gerichtsbeamten verſehen ſind. 

Inwiefern durch Verſtöße gegen die Vorſchriften dieſes Geſetzes über Art 
und Form der Eintragungen die Beweiskraft aufgehoben oder gejchwächt wird, 
iſt nach freiem richterlichen Ermeſſen zu beurtheilen. 


. 12. 


Die Führung der Standesregiſter und die darauf bezüglichen Verhand— 
lungen erfolgen often und ſtempelfrei. 

Gegen Zahlung der nach dem 5 8 Tarife zuläſſigen, von den 
Standesbeamten feſtzuſetzenden und für die Kaſſe der betreffenden Gemeinden 
zu vereinnahmenden Gebühren müſſen die Standesregiſter Jedermann zur Ein- 
ſicht vorgelegt, ſowie beglaubigte Auszüge ($. 11.) aus denſelben ertheilt werden. 
In amtlichem Intereſſe und bei Unvermögen der Betheiligten ift die Einſicht der 
Regiſter und die Ertheilung der Auszüge gebührenfrei zu gewähren. 

Jeder Auszug einer Eintragung muß auch die zu derſelben gehörigen Er— 
gänzungen und Berichtigungen enthalten. 


Zweiter Abſchnitt. 
Von den Geburtsregiſtern. 


$. 13. 
Jede Geburt eines Kindes iſt innerhalb einer Woche dem Standesbeamten 
des Bezirks, in welchem die Niederkunft ſtattgefunden hat, anzuzeigen. 
F. 14. 
Zur Anzeige ſind verpflichtet: 
1) der eheliche Vater; 


2) die bei der Niederkunft zugegen geweſene Hebamme 
(Nr. 8182.) 3) der 
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3) der dabei zugegen gewefene Arzt; 
4) jede andere dabei zugegen geweſene Perfor; . 
5) derjenige, in deſſen Wohnung oder Behauſung die Niederkunft erfolgt ift; 
6) die Mutter, ſobald ſie dazu im Stande iſt. 

Jedoch tritt die Verpflichtung der in der vorſtehenden Reihenfolge ſpäter 
genannten Perſonen nur dann ein, wenn ein früher genannter Verpflichteter 
nicht vorhanden oder derſelbe an der Erſtattung der Anzeige behindert iſt. 


§. 15. 


Die Anzeige iſt mündlich, von dem Verpflichteten ſelbſt, oder durch eine 
andere aus eigener Wiſſenſchaft unterrichtete Perſon zu machen. 


$. 16. 
Bei Geburten, welche fic) in öffentlichen Anſtalten (Entbindungs⸗, Hebam⸗ 
mens, Kranken-, Gefangenanſtalten u. ſ. w.) ereignen, trifft die Verpflichtung 
que Anzeige ausſchließlich den Vorſteher der Anſtalt. Es genügt eine ſchrift⸗ 
liche Anzeige in amtlicher Form. 
$. 17. 
Dem Standesbeamten bleibt überlaffen, ſich von der Richtigkeit der An⸗ 
W ($$. 13—16.), wenn er dieſelbe zu bezweifeln Anlaß hat, in geeigneter 
eiſe Ueberzeugung zu verſchaffen. 


$. 18. 


Die Eintragung des Geburtsfalles ſoll enthalten: 

1) Vor- und Familiennamen, Stand oder Gewerbe und Wohnort des An— 
zeigenden; 

2) Ort, Tag und Stunde der Geburt; 

3) das Geſchlecht des Kindes; ; 

4) die Vornamen des Kindes; 


5) Vor- und Familiennamen, Religion, Stand oder Gewerbe und Wohn- 


ort der Eltern. 

Bei Zwillings⸗ oder Mehrgeburten iſt die Eintragung für jedes Kind bee 
ſonders und ſo genau zu bewirken, daß die Zeitfolge der verſchiedenen Geburten 
erſichtlich iſt. ? 

Standen die Vornamen des Kindes zur Zeit der Anzeige noch nicht feft, 
fo find dieſelben nachträglich und längſtens binnen zwei Monaten nach der Ges 
burt anzuzeigen. Ihre Eintragung erfolgt am Rande der erſten Eintragung. 


$. 19. 


Wenn ein Kind todt geboren oder in der Geburt verftorben ift, fo muß 
die Anzeige ſpäteſtens am nächſtfolgenden Tage geſchehen. Die Eintragung bs 
alge 


sts, 161 = 


alsdann mit dem im $. 18. unter Nr. 1—3. und 5. angegebenen Inhalte nur 


im Sterberegiſter zu machen. 
§. 20. 


Wer ein neugeborenes Kind findet, iſt verpflichtet, hiervon ſpäteſtens am 
nächſtfolgenden Tage Anzeige bei der Ortspolizeibehörde zu machen. Die letztere 
hat die erforderlichen Ermittelungen vorzunehmen und dem Standesbeamten des 
Bezirks von deren Ergebniß Behufs Eintragung in das Geburtsregiſter Anzeige 
zu machen. 

Die Eintragung ſoll enthalten die Zeit, den Ort und die Umſtände des 
Auffindens, die Beſchaffenheit und die Kennzeichen der bei dem Kinde vorge⸗ 
fundenen Kleider und ſonſtigen Gegenſtände, die körperlichen Merkmale des 
Kindes, ſein vermuthliches Alter, ſein Geſchlecht, die Behörde oder die Perſon, 


bei welcher das Kind untergebracht worden und die Namen, welche ihm beigelegt 


werden. 
$. 21. 


Das Anerkenntniß der Vaterſchaft zu einem unehelichen Kinde darf in das 
Geburtsregiſter nur dann eingetragen werden, wenn der Anerkennende daſſelbe 
vor dem Standesbeamten oder in einer gerichtlich oder notariell aufgenommenen 
Urkunde abgegeben hat. 


. 22. 


Veränderungen, welche fic) nach Eintragung der Geburt in den Standes⸗ 
rechten eines Kindes ereignen (Feſtſtellung der Vaterſchaft zu einem unehelichen 
Kinde, Legitimation, Adoption u. ſ. w.), find auf den Antrag eines Betheiligten 
am Rande der über den Geburtsfall vorgenommenen Eintragung zu vermerken, 
wenn der rechtliche Vorgang, welcher der Veränderung zum Grunde liegt, durch 
öffentliche Urkunden nachgewieſen wird. 


$. 23. 


Wenn die Anzeige eines Geburtsfalles über drei Monate verzögert wird, 
fo darf die Eintragung nur mit Genehmigung der Aufſichtsbehörde nach Er⸗ 
mittelung des Sachverhalts erfolgen. ; 

Die Koften dieſer Ermittelung find von demjenigen einzuziehen, welcher 
die rechtzeitige Anzeige verſäumt hat. 


Dritter Abſchnitt. 
Von der Form der Eheſchließung und den Heirathsregiſtern. 


§. 24. 


Innerhalb des Geltungsbereichs dieſes Geſetzes kann eine bürgerlich gültige 
Ehe nur in der durch dieſes Geſetz vorgeſchriebenen Form geſchloſſen werden. 


Ur. 8182) Die 
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Die religiöſen Feierlichkeiten einer Eheſchließung dürfen erſt nach Schließung 
der Ehe vor dem Standesbeamten ſtattfinden (J. 337. des Strafgeſetzbuchs). 


$. 25. 


Für den Abſchluß der Ehe iſt der Standesbeamte zuſtändig, in deſſen Be⸗ 
zirk einer der Verlobten ſeinen Wohnſitz hat oder ſich gewöhnlich aufhält. Unter 
mehreren zuſtändigen Standesbeamten haben die Verlobten die Wahl. 

Eine nach den Vorſchriften dieſes Geſetzes geſchloſſene Ehe kann nicht aus 
dem Grunde eee werden, weil der Standesbeamte, welcher zu deren Ab⸗ 
ſchluſſe mitgewirkt, nicht der zuſtändige geweſen iſt. 


$. 26. 


Auf ſchriftliche Ermächtigung des zuſtändigen Standesbeamten darf die 
Eheſchließung auch vor dem Standesbeamten eines anderen Orts ſtattfinden. 


$. 27. 


Der Schließung der Ehe ſoll ein Aufgebot vorhergehen. Für die Anord⸗ 
nung deſſelben iſt jeder Standesbeamte zuftändig, vor welchem nach H. 25. Abſ. 1. 
die Ehe geſchloſſen werden kann. 


§. 28. 


Vor Anordnung des Aufgebots ſind dem Standesbeamten (§. 27.) die 
zur Eheſchließung geſetzlich nothwendigen Erforderniſſe als vorhanden nachzu⸗ 
weiſen. é 
Insbeſondere haben die Verlobten in beglaubigter Form beizubringen: 

1) ihre Geburtsurkunden; 
2) die zuſtimmende Erklärung derjenigen Perſonen, deren Einwilligung nach 
dem Geſetze erforderlich iſt. 

Der Beamte kann die Beibringung dieſer Urkunden erlaſſen, wenn ihm 
die Thatſachen, welche durch dieſelben feſtgeſtellt werden ſollen, perſönlich be- 
kannt oder ſonſt glaubhaft nachgewieſen find. Auch kann er von unbedeutenden 
Abweichungen in den Urkunden, beiſpielsweiſe von einer verſchiedenen Schreibart 
der Namen, oder einer Verſchiedenheit der Vornamen abſehen, wenn in anderer 
Weiſe die Identität der Betheiligten feſtgeſtellt wird. 

Der Beamte iſt berechtigt, den Verlobten die eidesſtattliche Verſicherung 
über die Richtigkeit der Thatſachen abzunehmen, welche durch die vorliegenden 
Urkunden oder die ſonſt beigebrachten Beweismittel ihm nicht als hinreichend feſt⸗ 
geſtellt erſcheinen. 

$. 29. 

Das Aufgebot muß bekannt gemacht werden: 

1) in der Gemeinde, oder in den Gemeinden, woſelbſt die Verlobten ihren 


Wohnſitz haben; 2 w 
enn 
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2) wenn einer der Verlobten ſeinen gewöhnlichen Aufenthalt außerhalb 
ſeines gegenwärtigen Wohnſitzes hat, auch in der Gemeinde ſeines jetzigen 
Aufenthalts und wenn er ſeinen Wohnſitz innerhalb der letzten ſechs Monate 
gewechſelt hat, auch in der Gemeinde feines früheren Wohnſitzes. 

Die Bekanntmachung muß die Vor- und Familiennamen, den Stand oder 
das Gewerbe und den Wohnort der Verlobten und ihrer Eltern enthalten. 

Sie iſt während zweier Wochen an dem Raths⸗- oder Gemeindehauſe, oder 
an der ſonſtigen, zu Bekanntmachungen der Gemeindebehörde beſtimmten Stelle 
auszuhängen. 


§. 30. 


Iſt einer der Orte, an welchem nach $. 29. das Aufgebot bekannt zu 
machen iſt, außerhalb Preußens belegen, ſo iſt an Stelle des an dieſem Orte zu 
bewirkenden Aushanges die Bekanntmachung auf Koſten des Antragſtellers ein- 
mal in ein Blatt einzurücken, welches an dem ausländiſchen Orte erſcheint oder 
verbreitet iſt. Die Eheſchließung iſt nicht vor Ablauf zweier Wochen nach dem 
Tage der Ausgabe der betreffenden Nummer des Blattes zuläſſig. ; 

Es bedarf dieſer Einrückung nicht, wenn eine Beſcheinigung der betreffen⸗ 
den ausländiſchen Ortsbehörde dahin beigebracht wird, daß ihr von dem Beſtehen 
eines Ehehinderniſſes nichts bekannt fei. 


$. 31. 


Kommen Chehinderniffe zur Kenntniß des Standesbeamten, fo hat er die 
Schließung der Ehe abzulehnen. . 

Einſprachen, welche fic) auf andere Gründe ſtützen, hemmen die Schließung 
der Ehe nicht. 


§. 32. 


1 Soll die Ehe vor einem anderen Standesbeamten als demjenigen eſchloſſen 
werden, welcher das Aufgebot angeordnet hat, ſo hat der letztere eine eſcheini⸗ 
gung dahin auszustellen, daß und wann das Aufgebot vorſchriftsmäßig erfolgt 
iſt und daß Chehinderniſſe nicht zu ſeiner Kenntniß gekommen ſind. 


§. 33. 


Eine Befreiung vom Aufgebot kann in allen Fällen durch Königliche Dis 
penſation erfolgen, in dringenden Fällen kann der Vorſitzende der Nuffichtsbe⸗ 
hörde eine Abkürzung der für die Bekanntmachung beſtimmten Friſten (§§. 29. 
30.) geftatten und bei vorhandener Lebensgefahr von dem Aufgebote ganz ent⸗ 
binden. 

Wird eine lebensgefährliche Krankheit, welche einen Aufſchub der Ehe— 
ſchließung nicht geftattet, ärztlich beſcheinigt, fo kann der Standesbeamte ($. 25. 
Abſ. 1.) auch ohne Aufgebot die Eheſchließung vornehmen. 
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f $. 34. 

Das Aufgebot verliert ſeine Kraft und muß wiederholt werden, wenn ſeit 
deſſen Vollziehung ſechs Monate verſtrichen ſind, ohne daß die Ehe geſchloſſen 
worden iſt. 

$. 35. 


Die Ehe wird dadurch geſchloſſen, daß die Verlobten in Gegenwart von 
zwei Zeugen vor dem Standesbeamten perſönlich ihren Willen erklären, die Ehe 
mit einander eingehen zu wollen, daß dieſe Erklärung vom Standesbeamten in 
das Heirathsregiſter eingetragen und daß die Eintragung von den Verlobten und 
von dem Standesbeamten vollzogen wird. ; 


$. 36. 
Als Zeugen follen nur großjährige Perſonen zugezogen werden. Ver: 
wandtſchaft und Schwägerſchaft zwiſchen den Betheiligten und den Zeugen, oder 
zwiſchen den Zeugen unter einander ſteht deren Zuziehung nicht entgegen. 


§. 37. 
Die Eintragung in das Heirathsregiſter (Heirathsurkunde) ſoll enthalten: 
1) Vor- und Familiennamen, Religion, Alter, Stand oder Gewerbe, Ge— 
burts⸗ und Wohnort der die Ehe eingehenden Perfonen; 
2) ei und Familiennamen, Stand oder Gewerbe und Wohnort ihrer 
Eltern; 
3) Bore und Familiennamen, Alter, Stand oder Gewerbe und Wohnort 
der zugezogenen Zeugen; 
4) die Erklärung der Verlobten. 
Ueber die erfolgte Eheſchließung iſt den Eheleuten fofort eine Beſcheinigung 
auszuſtellen. 
§. 38. 


Iſt eine Ehe getrennt, für ungültig oder für nichtig erklärt worden, ſo hat 
das Ehegericht zu veranlaſſen, daß dies auf Grund einer mit der Beſcheinigung 
der Rechtskraft verſehenen Ausfertigung des Urtheils am Rande der Heiraths— 
urkunde vermerkt werde. 


Vierter Abſchnitt. 
Von den Sterberegiſtern. 


$. 39. 


Jeder Sterbefall ift ſpäteſtens am nächſtfolgenden Tage dem Standes 
beamten des Bezirks, in welchem der Tod erfolgt iſt, anzuzeigen. 9 40 
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F. 40. 


Zu der Anzeige verpflichtet iſt das Familienhaupt, beziehungsweiſe die 
Wittwe, und wenn ein ſolcher Verpflichteter nicht vorhanden oder an der Anzeige 
behindert iſt, derjenige, in deſſen Wohnung oder Behauſung der Sterbefall ſich 
ereignet hat. 

§. 41. 


Die $$. 15— 17. kommen auch in Beziehung auf die Anzeige der Sterbe— 
fälle zur Anwendung. : 

Findet eine amtliche Ermittelung über den Todesfall ftatt, fo erfolgt die 
Eintragung auf Grund der ſchriftlichen Mittheilung der zuſtändigen Behörde. 


§. 42. 
Die Eintragung des Sterbefalles ſoll enthalten: 
1) Vor- und Familiennamen, Stand oder Gewerbe und Wohnort des 
Anzeigenden; 
2) Ort, Tag und Stunde des erfolgten Todes; 
3) Vor- und Familiennamen, Religion, Alter, Stand oder Gewerbe, Wohn— 
ort und Geburtsort des Verftorbenen; 
4) Vor- und Familiennamen feines Ehegatten, oder Vermerk, daß der Ver— 
ſtorbene ledig geweſen fei; 
5) Vor- und Familiennamen, Stand oder Gewerbe und Wohnort der Eltern 
des Verſtorbenen. 
$. 43. 


Ohne Genehmigung der Ortspolizeibehörde darf keine Beerdigung vor der. 
Eintragung des Sterbefalles in das Sterberegiſter ftattfinden. Bit die Beerdi⸗ 
gung dieſer Vorſchrift entgegen geſchehen, ſo darf die Eintragung des Sterbe⸗ 
falles nur mit Genehmigung der Aufſichtsbehörde nach Ermittelung des Sach— 
verhalts erfolgen. ö . 


Fünfter Abſchnitt. 


Von der Beurkundung des Perſonenſtandes der auf der See befindlichen 
Perſonen. 


F. 44. 

Geburten und Sterbefälle, welche ſich auf Seeſchiffen während der Reiſe 
ereignen, ſind nach den Vorſchriften dieſes Geſetzes ſpäteſtens am nächſtfolgenden 
Tage nach der Geburt oder dem Todesfalle von dem Schiffer, unter Zuziehung 

(Nr. 8182.) 15* von 


a ON 
von zwei Schiffsoffizieren oder anderen glaubhaften Perſonen, in dem Tagebuche 


zu beurkunden. Bei Sterbefällen iſt zugleich die muthmaßliche Urſache des 
Todes zu vermerken. 
$. 45. 


Der Schiffer hat zwei von ihm beglaubigte Abſchriften der Urkunden 
demjenigen Seemannsamte, bei dem es zuerſt geſchehen kann, zu übergeben. 
Eine dieſer Abſchriften iſt bei dem Seemannsamte aufzubewahren, die andere iſt 
demjenigen Standesbeamten, in deſſen Bezirk die Eltern des Kindes, beziehungs. 
weiſe der Verſtorbene ihren Wohnſitz haben, oder zuletzt gehabt haben, Behufs 
der Eintragung in das Regiſter zuzufertigen. 


a $. 46. 


Iſt der Schiffer verſtorben, ſo hat der Steuermann die in den $$. 44. 
und 45. dem Schiffer auferlegten Verpflichtungen zu erfüllen. 


$. 47. 


Sobald das Schiff in den inländiſchen Hafen eingelaufen iſt, in welchem 
es ſeine Fahrt beendet, iſt das Tagebuch der für den Standesbeamten des Hafen⸗ 
orts ige Aufſichtsbehörde vorzulegen. 

Dieſe hat beglaubigte Abſchrift der in das Tagebuch eingetragenen Standes- 
urkunde dem Standesbeamten, in deſſen Regiſter der Fall gehört ($. 45.), 
Behufs Kontrolirung der Eintragungen zuzuftellen. 


f 


Sechster Abſchnitt. 
Von der Berichtigung der Standesregiſter. 


§. 48. 


Die Berichtigung einer Eintragung in dem Standesregiſter kann nur auf 
Grund gerichtlicher Anordnung erfolgen. ae 

Die Aufſichtsbehörde hat, wenn ein Antrag auf Berichtigung geftellt wird, 
oder wenn ſie eine ſolche von Amtswegen für erforderlich erachtet, die Bethei⸗ 
ligten zu hören und geeignetenfalls eine Aufforderung durch ein öffentliches Blatt 
zu erlaſſen. Die abgeſchloſſenen Verhandlungen hat fie demnächſt dem im §. 7. 
bezeichneten Gericht vorzulegen. Dieſes kann noch weitere thatſächliche Auftlä- 
on veranlaſſen und geeignetenfalls den Antragſteller auf den Prozeßweg 
verweiſen. 

Die Vorſchriften des §. 7. über das Verfahren und über die Beſchwerde⸗ 
führung gegen die Verfügung des Gerichts finden auch hier Anwendung. 

Die Berichtigung erfolgt durch Beiſchreibung eines Vermerks am Rande 
der zu berichtigenden Eintragung. s 

Eine durch Verfügung angeordnete Berichtigung kann ſolchen Betheiligten, 
welche derſelben nicht zugeſtimmt haben, nicht entgegengeſetzt werden. 8 

ies 
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Siebenter Abſchnitt. 
Schlußbeſtimmungen. 


§. 49. 


Wer den in den §§. 13 — 16. 18 — 20. 39 — 41. vorgeſchriebenen An⸗ 
zeigepflichten nicht nachkommt, wird mit Geldftrafe bis zu Einhundertfunfzig Mark 
oder mit Haft beſtraft. Die Strafverfolgung tritt nicht ein, wenn die Anzeige, 
obwohl nicht von den zunächſt Verpflichteten, doch rechtzeitig gemacht worden iſt. 

Die bezeichnete Strafe trifft auch den Schiffer oder Steuermann, welcher 
den Vorſchriften der 89. 44 — 47. zuwiderhandelt. N 

Die Standesbeamten ſind außerdem befugt, die zu Anzeigen oder zu ſonſtigen 
See auf Grund dieſes Geſetzes verpflichteten Derfonen hierzu durch 

trafen anzuhalten, welche jedoch für jeden einzelnen Fall den Betrag von 
fünfzehn Mark nicht überſteigen dürfen. 


$. 50. 


Geldſtrafen, welche in Gemäßheit dieſes Geſetzes verhängt werden, fließen 
den Gemeinden zu, welche die ſächlichen Koſten der Standesämter ($. 5.) zu 
tragen haben. 


$. 51. 


In welcher Weiſe die Verrichtungen der Standesbeamten in Bezug auf 
ſolche Militairperſonen wahrzunehmen And; welche ihr Standquartier nicht in 
Preußen, oder daſſelbe nach eingetretener Mobilmachung verlaſſen haben, oder 
welche ſich auf den in Dienſt geſtellten Schiffen oder anderen Fahrzeugen der 
Marine befinden, wird durch Königliche Verordnung beſtimmt. 


$. 52. 
Für die Mitglieder des Königlichen Hauſes und des Hohenzollernſchen 


Fürſtenhauſes erfolgt die Ernennung des Standesbeamten und die Beſtimmung 
über die Art der Führung und Aufbewahrung der Standesregiſter durch König⸗ 
liche Anordnung. ö 

Bei Eheſchließungen von Mitgliedern des Königlichen Hauſes und des 
Hohenzollernſchen Fürſtenhauſes bleibt eine Stellvertretung der Verlobten zuläſſig. 

Ebenſo verbleibt es in Betreff des Aufgebots dieſer Mitglieder bei der 
bisherigen Obſervanz. 

$. 53. 

Den mit der Führung der Kirchenbücher und Standesregiſter bisher be⸗ 
traut geweſenen Behörden und Beamten verbleibt die Berechtigung und Ber: 
pflichtung, über die bis zur Wirkſamkeit dieſes Geſetzes eingetretenen Geburten, 
Heirathen und Sterbefälle Atteſte zu ertheilen. 
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$. 54. 

Ein beſonderes Geſetz wird die Vorbedingungen, die Quelle und das Maaß 
der Entſchädigung derjenigen Geiſtlichen und Kirchendiener beſtimmen, welche 
nachweislich in Folge des gegenwärtigen Geſetzes einen Ausfall in ihrem Ein- 
kommen erleiden. 

Bis zum Erlaß dieſes Geſetzes erhalten die zur Zeit der Emanation des 
vorliegenden Geſetzes im Amte befindlichen Geiſtlichen und Kirchendiener für den 
nachweislichen Ausfall an Gebühren eine von dem Miniſter der geiſtlichen, 
Unterrichts- und Medizinal⸗Angelegenheiten und dem Finanzminiſter feſtzuſetzende 
Entſchädigung aus der Staatskaſſe. 


J. 55. 
Das gegenwärtige Geſetz tritt mit dem 1. Oktober 1874. in Kraft. 


$. 56. 


Alle dieſem Geſetze entgegenſtehenden Vorſchriften treten außer Kraft. 
Ein Gleiches gilt von den Beſtimmungen, welche die Schließung einer Ehe wegen 
Verſchiedenheit des Religionsbekenntniſſes verbieten, und welche eine ſtaatliche 
Einwirkung auf die Vollziehung der Taufe anordnen. 


§. 57. 


Die Miniſter des Innern und der Juſtiz haben die zum Vollzuge dieſes 
Geſetzes erforderlichen Anordnungen zu treffen. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 9. März 1874. 


(L. S.) Wilhelm. 


Fürſt v. Bismarck. Camphauſen. Gr. zu Eulenburg. Leonhardt. 
Falk. v. Kameke. Achenbach. 


0 
Gebuͤhren-Tarif. 


I. Gebührenfrei find die nach §§. 32. und 37. oder zum Zwecke der Taufe 
oder der Beerdigung ertheilten Beſcheinigungen. 


II. An Gebühren kommen zum Anſatz: 
1) für Vorlegung der Regiſter zur Einſicht, und 


zwar für jeden Jahrgang eine halbe Mark, 
für mehrere Jahrgänge zuſammen jedoch 
, a a u Sis «45058 ein und eine halbe Mark; 


2) für die ſchriftliche Ermächtigung nach $. 26. 
und für jeden beglaubigten Auszug aus den 
Regiſtern mit Einſchluß der Schreibgebühren eine halbe Mark. 
Bezieht ſich der Auszug auf mehrere Ein⸗ 
tragungen und erfordert derſelbe das Nach— 
ſchlagen von mehr als einem Jahrgange der 
Regiſter, für jeden weiter nachzuſchlagenden 
Jahrgang ugs ee be eine halbe Mark, 
jedoch zuſammen höchſten zwei Mark. 


Redigirt im Büreau des Staats. Minifteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober-Hofbuchdruckerei 
(N. v. Decker). 


